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Der Höhenflug der AfD alarmiert 
die deutsche Wirtschaft 

  

Diese Woche war ich zu Gast in der frischgebackenen UNESCO-
Weltkulturerbe-Stadt Erfurt. Zum ersten Mal seit der Silvester-
nacht direkt nach dem Mauerfall. Ein Unterschied wie Nacht und 
Tag. Gratulation an die Erfurter Bürgerinnen und Bürger zur fan-
tastischen Transformation ihrer Stadt! Ich lege Ihnen, liebe Leser, 
einen Besuch unbedingt ans Herz.  

Wenn die UNESCO nicht gerade die Bedeutung von Erfurts jü-
disch-mittelalterlichem Erbe würdigt, sind die Schlagzeilen aus 
Thüringen aber immer weniger erbaulich. Zumeist geht es dann 
nämlich um die dortige politische Landschaft und den wachsen-
den Zuspruch für die AfD.  

Die Wirtschaft sorgt sich wegen des Rechtsrucks 

Bundesweit kommt die AfD in der aktuellen Sonntagsfrage inzwi-
schen auf 22 Prozent. Sie wäre damit die zweitstärkste politische 
Kraft im Bundestag. Immer mehr Wirtschaftsvertreterinnen und -
vertreter sehen hierin einen möglichen Standortnachteil für die 
deutsche Wirtschaft. 

Sie glauben, ich übertreibe? Dann verweise ich Sie gerne an BDI-
Präsident Siegfried Russwurm, der die Reputation des Industrie-
standorts Deutschland durch die AfD in Gefahr sieht. Oder an den 
Präsidenten des Maschinenbauverbands VDMA, Karl Haeusgen, 
nach dessen Meinung die Partei vieles ablehnt, was für unsere 
Wirtschaft wichtig ist, etwa Zuwanderung oder den Euro. Ähnlich 
äußerte sich auch Daimler-Truck-Chef Martin Daum kürzlich.  

Es ist sehr ungewöhnlich, dass Wirtschaftskapitäne derart offen 
parteipolitische Positionen beziehen. Dass sie es dennoch tun, 
unterstreicht, wie alarmiert viele Unternehmerinnen und Unter-
nehmer mittlerweile sind. 

  

Die AfD als 
Standortnachteil 
– vor allem im 
Osten 
 
Netto-Direktinvestitionen 
nach Deutschland  
(2010-2023, in Mrd. €)

 
Quelle: LBBW Research, Deutsche 
Bundesbank. Die Werte geben die Dif-
ferenz von Investitionen ausländischer 
Unternehmen in Deutschland und in-
ländischen Unternehmen im Ausland 
an. 2023 geschätzt auf Basis der Daten 
des ersten Halbjahres. 
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https://rp-online.de/wirtschaft/bdi-praesident-russwurm-afd-schadet-dem-industriestandort-deutschland_aid-56370045
https://www.finanznachrichten.de/nachrichten-2023-07/59706404-maschinenbau-verband-afd-koennte-negativer-standortfaktor-werden-016.htm
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/afd-daimler-truck-chef-warnt-vor-aufschwung-des-nationalismus-in-deutschland/29395044.html
https://twitter.com/LBBW_Research
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Die AfD als Investorenschreck  

Die Wahrscheinlichkeit, dass die AfD trotz hoher Umfragewerte 
künftig an einer Bundesregierung beteiligt sein könnte, tendiert 
zwar gegen Null. Trotzdem ist die wachsende Anhängerschaft ei-
ner EU-kritischen und auch fremdenfeindlichen Partei für den hie-
sigen Standort problematisch.  

Denn Deutschland ist als Investitionsstandort in den vergange-
nen Jahren immer weiter zurückgefallen. Dies belegt der Trend 
bei den ausländischen Direktinvestitionen (siehe Abbildung auf 
der vorherigen Seite). Immer mehr deutsche Unternehmen inves-
tieren im Ausland. Aber auch immer weniger ausländische Fir-
men investieren hierzulande. 

Und wer kann es ihnen verargen? Nicht genug, dass Deutsch-
land an Überbürokratisierung und grassierendem Arbeitskräfte-
mangel leidet. Wenn ausländische Firmen in Deutschland inves-
tieren, zumal im Osten, muss sichergestellt werden, dass die da-
mit einhergehende Zuwanderung von Arbeitskräften auf allen 
Ebenen willkommen ist. Die Bundesregierung hat die Ansiede-
lung von Halbleiterproduzenten in Magdeburg und Dresden mit 
Zuschüssen von 15 Milliarden Euro großzügig unterstützt. Es 
bleibt abzuwarten, ob Intel und TSMC nun auch die notwendigen 
Fachkräfte in die AfD-Hochburgen locken kann. 

Deutschland muss sich die Tradition des politischen Ausgleichs 
und respektvollen Umgangs mit den politischen Gegnern, aber 
auch in der Gesellschaft insgesamt, bewahren.  

Wir müssen aufpassen, dass dieser Standortvorteil nicht verloren 
geht.  
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Intoleranz   
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Investoren ab 
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https://blackout-news.de/aktuelles/15-milliarden-subventionen-deutschlands-teures-lockangebot-fuer-chipfabriken/#:%7E:text=Der%20Staat%20investiert%2015%20Milliarden%20Euro%20in%20diese,Staat%20subventioniert%202%20Chipfabriken%20mit%2015%20Milliarden%20Euro.

